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ZUKUNFT DER SOZIALDEMOKRATIE 23.07.2015 | Gero Maaß & Niels Stöber

Vorbild Skandinavien?
In Schweden bröckelt der Glauben an die Sparpolitik.

Spätestens seit der Parlamentswahl im September 2014 ist in Schweden
nicht nur links der Mitte eine Debatte um die restriktive Finanzpolitik
der letzten zwei Jahrzehnte entbrannt. Obwohl diese schon früher
kritisiert worden war, hört man nun auch Stimmen aus den
sozialdemokratisch gesinnten Reihen, die hinsichtlich einer hohen
Arbeitslosigkeit, einer über Jahre hinweg geschwächten Sozialdemokratie
sowie einem großen Investitionsbedarf im Wohlfahrtssektor und in die
Infrastruktur offen für eine Neuausrichtung der Finanz- und
Investitionspolitik plädieren – und damit die rot-grüne
Regierungskoalition unter Druck setzen wollen.

Besonders deutlich wird dies in einem kurzen Papier zur Lage der Linken
in Schweden und Europa, das der Chefökonom des progressiven Think
Tank Arena Idé Sandro Scocco verfasst hat. Für Scocco hat die Linke
(hier Sozialdemokratie und Parteien links derselben) in den letzten
Jahrzehnten den Kampf um die Problemformulierung verloren und
somit den bürgerlichen Kräften, die für eine Ausweitung von
europaweiter Austeritätspolitik stehen, die diskursive Hegemonie
überlassen. In Bezug auf die Wahlen in Schweden 2014 und in
Großbritannien 2015 stellt er fest, dass „Ed Miliband und Stefan Löfven
beide mit der Fortsetzung einer missglückten wirtschaftlichen Politik zur
Wahl gingen“. Die vorherrschende Austeritätspolitik, die sich in
Schweden seit Mitte der 1990er Jahre durch ein „Überschussziel“ im
Haushalt ausdrückt und die seit der Finanzkrise Ende der 2000er
europaweit Norm geworden ist, basiere, so Scocco, zum größten Teil auf
technisch falschen Berechnungen der Ökonomen Reinhart und Rogoff,
die 2010 glaubten feststellen zu können, dass eine Staatsschuld über 60
Prozent des BIPs das Wachstum negativ beeinflussen würde. Später sollte
sich herausstellen, dass ein solcher Zusammenhang statistisch nicht
vorliegt.

Dazu komme, dass die neue Norm der Austeritätspolitik davon ausging,
dass staatliche Einschnitte in schlechten wirtschaftlichen Zeiten kaum
negativen Einfluss auf das Wachstum hätten. Mit Verweis auf neue
Studien des IWF stellt Scocco fest, dass diese Annahme ebenfalls nie
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Resonanz in der Realität fand, sondern auf fehlerhaften Einschätzungen
des sogenannten „Multiplikatoreffektes“ staatlicher Investitionspolitik
zurückzuführen waren. Dieser soll dazu genutzt werden, die
Konsequenzen staatlicher Einschnitte auf das Wachstum des BIPs
abzuschätzen und lag nach neueren Berechnungen zufolge zwischen 1,6
und 2,5 (null hätte keinen negativen Effekt), was darauf schließen lässt,
dass Einschnitte in schlechten wirtschaftlichen Zeiten sehr wohl negative
Konsequenzen auf das Wachstum haben. Daher stellt sich für Scocco die
Frage, warum sich die Sozialdemokratie und andere linke Kräfte in
Europa trotzdem für die Fortsetzung einer solchen Austeritätspolitik
entschieden.  „Verstehen die Strategen der führenden europäischen
Mitte-Links-Parteien in Europa denn nicht, was geschehen ist? Oder
verstehen sie, was passiert ist, wollen aber eher die Regierungsmacht
gewinnen als den Kampf um die Problemformulierung?“ Diese Fragen
kann auch Scocco selbst nicht beantworten.

 

Wachsende Staatsschulden
als Weg aus der Krise
Doch Scocco ist mit seinen Fragen nicht alleine. Seit 2013 schon hat der
Dachverband der Arbeitergewerkschaften LO an einer Studie gearbeitet,
die Wege zu einer neuen Politik der Vollbeschäftigung ausloten soll, und
die nun Anfang Juni vorgestellt wurde. Zentrale Forderungen der LO
sind demnach die Abschaffung des „Überschusszieles“ in der staatlichen
Finanzpolitik zugunsten eines temporären „Unterschusszieles“ von 1,5
bis vier Prozent des BIP pro Jahr in den kommenden Jahren, um
notwendige Investitionen in Infrastruktur und im Wohlfahrtssektor
aktiv voranzutreiben. Damit stellt sich die LO, traditionell eng der
Sozialdemokratie verbunden, gegen die rot-grüne Regierungskoalition,
deren sozialdemokratische Finanzministerin Magdalena Andersson zwar
das Überschussziel aufgeben, den Haushalt aber trotzdem „Krone für
Krone“ finanzieren möchte, was den Spielraum für neue Investitionen
schmälert.

Ähnlich wie Scocco stuft auch die LO die restriktive Finanzpolitik der
letzten Jahrzehnte als Sackgasse ein, wenn es um die Bekämpfung von
Arbeitslosigkeit, die Modernisierung maroder Infrastruktur und die
Mängel im öffentlichen Wohlfahrtssektor geht. Neben der
Argumentation, dass die Politik der letzten zwei Jahrzehnte diese
Probleme offensichtlich nicht beheben konnte – diese sogar zum Teil
verstärkte, wie es sich in der steigenden Arbeitslosigkeit zwischen 2006
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und 2014 widerspiegelt – kommt der gewerkschaftsnahe Think Tank
Katalys zum dem Ergebnis, dass die Zurückhaltung gegenüber einer
regulierten wachsenden Staatsverschuldung zugunsten von Investitionen
auf eine fehlerhafte Analyse der schwedischen Finanzkrise Anfang der
1990er Jahre zurückzuführen sei. So sei die hohe Staatsverschuldung vor
allem eine Folge der Krise gewesen, die wiederum aus einer stetig
wachsenden Verschuldung im privaten Sektor (Haushalte und
Unternehmen) entstanden war. Besonderen Fokus legen die Autoren des
Katalys-Berichts daher auch auf die wachsende Privatverschuldung in
Schweden in den letzten Jahren, die von einer sehr niedrigen
Staatsverschuldung begleitet wird. In Einklang mit Scocco und LO sieht
Katalys daher den Bedarf einer moderat steigenden Staatsverschuldung,
um sowohl gesellschaftliche Problemstellen aktiv anzugehen als auch das
Ungleichgewicht zwischen privater und staatlicher Verschuldung
abzubauen.

 

Die diskursive Hegemonie
bröckelt
All dies sind Belege dafür, dass der Unmut über den finanzpolitischen
Rahmen der letzten zwei Jahrzehnte auch innerhalb der
Sozialdemokratie und den Gewerkschaften wächst. Dieser ist damit auch
eine implizite Kritik an der bisherigen Ausrichtung der
sozialdemokratisch geführten Regierung, die sich, um es mit Sandro
Scoccos Worten auszudrücken, an die Spielregeln früherer Regierungen
bindet, die sich am hegemonialen Diskurs der Austeritätspolitik
orientieren. In Zeiten einer Zuspitzung der Griechenland-Krise befeuern
damit sozialdemokratische und gewerkschaftliche Stimmen in Schweden
eine Debatte um die Neuausrichtung schwedischer und damit auch
europäischer Finanzpolitik weg vom Ideal der strammen
Haushaltsführung. Dass diese Debatte nicht nur in ausgewiesenen linken
Kreisen Gehör und Verbreitung findet, belegt die Chefredakteurin der
liberalen Tageszeitung Sydsvenskan Heidi Avellan, die während der
Politikerwoche auf Gotland Anfang Juli ihre Hoffnungen zur
sozialdemokratischen Regierungspolitik ausdrückte. Für sie sei es
notwendig, dass Ministerpräsident Stefan Löfven das Überschussziel
aufgebe, um Investitionen möglich zu machen, die in den letzten Jahren
versäumt worden sind. Der Glauben an die Macht der Austeritätspolitik
bröckelt.

Mit einer rot-grünen Regierung an der Macht wird sich nun zeigen,
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inwiefern die Herausforderung des hegemonialen Diskurses der
restriktiven Finanzpolitik gehört wird – oder nicht gehört werden will.
Die Frage ist, um es mit den berühmten Worten des Mitbegründers der
schwedischen Sozialdemokratie August Palm zu sagen, „was wollen die
Sozialdemokraten“?
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3 LESERBRIEFE

Peter S. schrieb am 28.07.2015

Auch diesen Artikel verstehe ich nur als eine auf das
„Heute“ gerichtete Sichtweise.
Es ist bekannt, dass eine Ausgabenpolitik -der Autor
spricht von Unterschußziel- hilft, die Wirtschaft
anzukurbeln. Dafür gibt es genug historische (auch
deutsche) Beispiele.
Wo bleibt die Sicht auf eine Lösung, auf ein Ende des
Schuldenmachens.
Wie lange kann und darf ich/ein Staat mehr ausgeben als
ich/der Staat einnehme/einnimmt.
Wo ist die Zeit-Grenze einer 1,5 bis 4 prozentigen
jährlicher Verschuldung bezogen auf das BSP, wann
endet die Verschuldung und geht über in einen
Ausgleich?
Wenn sich alle relativ gleich hoch überschulden, stört das
niemand. Aber sobald einer weniger oder noch mehr
ausgibt, kommt es zu einem Ungleichgewicht und es wird
immer einen oder mehrere davon geben.
Also kann nur gefordert, postuliert werden: Ich/der Staat
gebe/gibt nur so viel aus, wie ich habe/der Staat
einnimmt. Nur so kann eine Ordnung, ein Vermeidung
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von Abhängigkeiten erbracht werden. Das gilt im
Privaten wie im Staatlichen und ist einfach zu vermitteln.
Was man auch als ehrlicher Journalist/Politiker tun
sollte, muss!!

Natürlich können daneben kurzfristige Korrekturen
nötig sein, aber immer mit dem Blick auf eine zeitliche
Begrenzung für einen Ausgleich, der einen Zeitpunkt der
Rückzahlung und ein Ende des Schuldenmachens
definiert und anstrebt.
Zwei Blicke zur Seite:
1. In Griechenland –ehrlich- ist die Schuldenhöhe ohne
Schuldenschnitt nicht mehr zu bewältigen.
2. Was passiert z.B., wenn China die US amerikanischen
Staatswechsel fällig stellen würde??

Niels Stöber schrieb am 30.07.2015

Lieber Peter S.,

danke für Ihren Kommentar. Auf Ihre Fragen kurz
einzugehen, würde ich anmerken, dass es durchaus einen
Unterschied gibt zwischen einer Privatperson, die
Schulden macht und einem Staat, der Schulden macht.
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Wenn ein Staat Schulden macht, können diese, wie im
Artikel angedeutet, zu Investitionen genutzt werden, die
auf längere Sicht dafür ausgelegt sind, die Einnahmen
(über Steuern auf Einkommen, Kapital etc.) zu erhöhen.
Das griechische Haushaltsdefizit war vor der Krise nicht
ungewöhnlich hoch (ca. so hoch wie Italiens und sehr viel
niedriger als z.B. Japans), nur fehlten Griechenland die
institutionellen Rahmenbedingungen, die z.B. Japan
besitzt (eigene Zentralbank und dadurch geld-
/währungspolitische Maßnahmen). Griechenlands
Problem ist daher eher ein Problem, dass seinen
Ursprung in der Struktur der EWU hat, die keine klaren
Regelungen vorgesehen hat im Falle eines kritischen
Ungleichgewichtes in den Handelsbeziehungen
(extremes Handelsdefizit hier - Griechenland und
Handelsüberschuss dort - Deutschland) und keine
Strukturen zur Anpassung von kleinen, peripheren
Ländern (Griechenland) vorweisen konnte.

Dr. Elmar Römpczyk schrieb am 31.07.2015

Problem dieser vorgestellten Argumentationsschiene:
hier wird von den zitierten Fachleuten nur auf BIP-
Wachstum geschaut. Für gesellschaftlichen Wohlstand
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ist BIP aber längst als unzureichender Indikator
anerkannt. Zentrale Frage für Linke (eher ohne heutige
Sozialdemokratie als mit ihr) lautet daher: wie läßt sich
Staat und privater Wirtschaftssektor zum Nutzen der
zugehörigen Gesellschaft organisieren – ohne dies auf
Kosten anderer Gesellschaften zu tun. Wenn Staats-
Verschuldung kurz- und mittelfristig vorgenommen
wird, um z.B. moderne Technologien zu erforschen und
zu implementieren, die erheblich sparsamer mit
natürlichen Rohstoffen und Energien arbeiten, steckt
darin eine andere Rechtfertigung als wenn es um einen
BIP-Zuwachs geht, der in realiter die Prekarisierung
beschleunigt (wie in Schweden so in Deutschland). Es
kann nicht um Sparen oder Nicht-Sparen an sich gehen.
Ziel und Zweck der einen wie der anderen politischen
Prämisse muß genannt werden!
Beste Grüße, ER

Zum Seitenanfang


